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Vorblatt 


Änderung des Gesetzes 
über eine Schlachtgewichtsstatistik 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die statistischen Ergebnisse für die vorgesehenen Erhebungen 
über Schlachtgewichte in den Jahren 1970 — 1972 werden nur 
unwesentlich von denen der Jahre 1960 — 1962 abweichen. 


B. Lösung 

Man sollte daher von den Erhebungen in den Jahren 1970 — 1972 
im Hinblick auf den hohen Aufwand absehen und § 4 des gelten- 
den Gesetzes streichen. 

Für später wird eine zweckmäßigere Form der Feststellung über 
Schlachtgewichte angestrebt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Sachgebiet 7862 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. März 1970 

III/l — 70002 — Schl 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über eine Schlachtgewichtsstatistik 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 350. Sitzung am 20. März 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Drucksache VI/566 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über eine Schlachtgewichtsstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 4 des Gesetzes über eine Schlachtgewichtsstati- 
stik vom 21. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 588), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Schlachtgewichtsstatistik vom 30. August 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 541), wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/566 


Begründung 


Artikel 1 bestimmt, daß die in § 4 des Gesetzes über 
eine Schlachtgewichtsstatistik angeordneten Erhe- 
bungen über die Schlachtgewichte auf bestimmten 
Schlachthöfen nicht durchgeführt werden. Nach der 
geltenden Rechtslage sind diese Erhebungen alle 
zehn Jahre, beginnend 1970, in drei aufeinander fol- 
genden Jahren an einem Schlachttag im Monat Sep- 
tember durchzuführen und haben das Lebendgewicht 
und das Schlachtgewicht der geschlachteten Tiere zu 
erfassen, und zwar im 1. Jahr Rinder, im 2. Jahr 
Schweine und im 3. Jahr Kälber sowie Schafe. Die 
letzten derartigen Erhebungen haben in den Jahren 
1960, 1961 und 1962 stattgefunden. 

Diese in § 4 des Gesetzes über eine Schlachtge- 
wichtsstatistik angeordneten Erhebungen dienen 
dem Zweck, für jede Tierart und Handelsklasse die 
Ausbeutesätze zu ermitteln, die zur Umrechnung der 
Lebendgewichte nach § 3 des Gesetzes über eine 
Schlachtgewichtsstatistik auf durchschnittliche 
Schlachtgewichte angewendet werden. Nach den Er- 
gebnissen der Erhebungen von 1960 bis 1962 sowie 
der Entwicklung der Verhältnisse an den Schlacht- 
viehmärkten, insbesondere der Veränderungen der 
Qualität der aufgetriebenen Schlachttiere, ist damit 
zu rechnen, daß die Ergebnisse einer neuen Erhe- 


bung der Ausbeutesätze in den Jahren 1970 bis 1972 
nur unwesentlich von den in den Jahren 1960 bis 
1962 festgestellten Ausbeutesätzen abweichen wür- 
den. Der hohe Aufwand an Personal ünd Kosten, 
der durch die Feststellung der Lebendgewichte und 
Schlachtgewichte von 5000 Schweinen, 4000 Rindern, 
1000 Kälbern sowie 600 Schafen entstehen würde, 
stände nicht in einem angemessenen Verhältnis zu 
den zu erzielenden Erkenntnissen. Deshalb ist von 
der Durchführung der Erhebungen in den Jahren 
1970 bis 1972 abzusehen. 

Da für die spätere Zeit im Hinblick auf zu erwar- 
tende Änderungen bei der Vermarktung von 
Schlachtvieh eine zweckmäßigere Form der Feststel- 
lung der Schlachtgewichte angestrebt wird, kann auf 
die Erhebungen über die Schlachtgewichte in der in 
§ 4 des Gesetzes über eine Schlachtgewichtsstatistik 
angeordneten Art auch in Zukunft verzichtet werden. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Durch dieses Gesetz werden — vor allem in den 
Ländern — ■ Kosten eingespart. 
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